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Bericht der Bundesregierung über die Änderungen der Steuer- 
belastung, die die Einbeziehung der speziellen Verbrauch- 
steuern in die Besteuerungsgrundlage der Mehrwertsteuer bei 
verbrauchsteuerpflichtigen Waren zur Folge hat 

— Entschließung des Deutschen Bundestages in seiner 105. Sitzung am26. April 1967 
(Stenographischer Bericht Seite 4901 in Verbindung mit Anlage 26, Seite 491 1) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 105. Sitzung 
am 26. April 1967 zu dem von ihm verabschiedeten 
Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) auf Grund 
eines gemeinsamen Antrages aller Fraktionen fol- 
gende Entschließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, rechtzeitig 

dem Bundestag zu berichten, 

1. in welchem Umlang die Einbeziehung der 
speziellen Verbrauchsteuern in die Besteue- 
rungsgrundlage der Mehrwertsteuer Mehr- 
belastungen bei Waren hervorruft, die hohen 
speziellen Verbrauchsteuern unterliegen und 

2. ob und ggf. welche Maßnahmen bei den spe- 
ziellen Verbrauchsteuern in Betracht gezogen 
werden müssen, um eine nicht vertretbare 
Mehrbelastung eines verbrauchsteuerbelaste- 
ten Produktes zu vermeiden." 

Hierzu wird folgendes berichtet: 

I. 

Nach dem geltenden Umsatzsteuerrecht gehören mit 
Ausnahme der Schaumweinsteuer alle Verbrauch- 
steuern zur Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer 
für die verbrauchsteuerbelasteten Waren. Die Um- 
satzsteuerbelastung des Verbrauchsteueranteils die- 
ser Waren ist entsprechend dem Kumulativsystem 
des geltenden Rechts verschieden je nach dem Ver- 
triebsweg, auf dem die Waren abgesetzt werden. Sie 
beträgt im Regelfälle 

bei dreistufigem Vertriebsweg 

(Hersteller, Großhändler, Einzelhändler) 9,59 v. H. 

bei zweistufigem Vertriebsweg 


(Hersteller, Einzelhändler) 8,50 v. H. 

bei einstufigem Vertriebsweg 

(Hersteller — Verbraucher) 4,16 v. II. 


Durch die Mehrwertsteuer sollen Wettbewerbsver- 
zerrungen beseitigt werden, die sich aus der Ver- 
schiedenheit der Vertriebswege ergeben. Die Bun- 
desregierung ist deshalb der Ansicht, daß Mehr- 
belastungen einzelner Unternehmen, die sich daraus 
ergeben, daß künftig die Wettbewerbsvorteile der 
ein- und zweistufigen Vertriebswege wegfallen, in 
diesem Bericht grundsätzlich nicht darzustellcn sind; 
denn diese Mehrbelastungen ergeben sich nicht aus 
der Einbeziehung der Verbrauchsteuer in die Be- 


messungsgrundlay e der Mehrwertsteuer, sondern 
aus der Beseitigung des Kumulativsystems. Bei Wa- 
ren, die zu einem erheblichen Teil über verkürzte 
Vertriebswege abgesetzt werden, weist der Bericht 
jedoch auf diese Tatsache hin. Grundsätzlich geht er 
aber bei seinen Vergleichen von dem Normalfall des 
dreistufigen Vertriebswegs aus, d. h. von einer jetzi- 
gen Belastung des Verbrauchsteueranteils der Ware 
mit 9,59 v. H. Ausnahmen von diesem Vomhundert- 
satz gelten für solche Waren, die nach dem gelten- 
den Recht niedrigeren Umsatzsteuersätzen unter- 
liegen oder auf bestimmten Stufen steuerfrei sind. 

II. 

Nach der Anlage 1 zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 des Umsatz- 
steuergesetzes 1967 unterliegen die folgenden ver- 
brauchsteuerpflichtigen Waren künftig nur einem 


Mehrwertsteuersatz von 5 v. H. — ab 1. Juli 1968 
5,5 v. H.: 

Kaffee Nr. 13 der Liste 

Tee Nr. 13 der Liste 

Zucker Nr. 24 der Liste 

Speisesalz Nr. 34 der Liste 

Essigsäure Nr. 36 der Liste 


Diese Waren unterliegen auch zur Zeit nur einer er- 
mäßigten Belastung, weil der Großhandelsumsatz 
nach der Freiliste 3 (Nr. 8) steuerfrei ist und der 
Steuersatz für Zucker nur 3 v. H. beträgt (§ 7 Abs. 2 
Nr. 1). Der Verbrauchsteueranteil ist danach zur Zeit 
bei Zucker mit 6,28 v. FL, bei den übrigen Waren mit 
8,50 v. H. belastet. Die zukünftige Belastung mit 5 
oder 5,5 v. H. ist daher niedriger. 


III. 

Für Bier, Leuchtmittel, Zündwaren und Spielkarten 
sind keine besonderen Feststellungen getroffen wor- 
den, weil die Verbrauchsteuerbelastung nur mäßig 
ist. 

1 Bier 

Bit 1 !' unterliegt einer Steuer, die je nach der Aus- 
stoßmenge der einzelnen Braustätte von 12 bis 
15 DM je hl gestaffelt ist. Die durchschnittliche 
Steuerbelastung eines Hektoliters Bier betrug 
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nach dein Bericht des Statistischen Bundesamtes ; 
im Jahre 1966 13,84 DM je hl. Hieraus ergibt sich 
nach dem bisherigen Umsatzsteuerrecht eine Um- 
satzsteuerbelastung des Biersteueranteils 

von 1,33 DM je hl j 

bei dreistufigem Vertriebsweg, 

von 1,18 DM je hl 

bei zweistufigem Vertriebsweg und 

von 0,58 DM je hl 

bei einstufigem Vertriebsweg. 

Demgegenüber beträgt die Belastung nach dem | 
neuen Recht bei einem Steuersatz von 10 v. fl. ! 
1,38 DM und bei einem Steuersatz von 11 v. H j 
1,52 DM je hl. Daraus ergibt sich eine Mehr- ; 
belastung 

bei dem dreistufigen Vertriebsweg 
von 0,05 bzw. 0,19 DM je hl, 

bei dem zweistufigen Vertriebsweg 
von 0,20 bzw. 0,34 DM je hl und 

bei dem einstufigen Vertriebsweg 

von 0,80 bzw. 0,94 DM je hl. 1 

i 

Nach den Ausführungen unter I. ist bei dem Be- 
lastungsvergleich von dem dreistufigen Ver- ; 
triebsweg als Normalfall auszugehen. Die Mehr- j 
belastung von 0,05 bzw. 0,19 Pf je Liter ist uner- 
heblich, zumal das Bier an den Verbraucher im j 
Regelfälle in Bruchteilen eines Liters abgegeben 
wird, wobei Bruchteile von Pfennigen stets auf- ; 
gerundet werden. 

2. Leuchtmittel 

Der Steuersatz für elektrische Glühlampen und 
Entladungslampen (außer Leuchtröhren für Wer- 
bezwecke) beträgt 10 v. H. des listenmäßigen 
Kleinverkaufspreises, zu dem die Leuchtmittel im 
Handel an Endverbraucher abgegeben werden. 
Man kann davon ausgehen, daß diese Leucht- 
mittel im allgemeinen über einen dreistufigen 
Vertriebsweg abgesetzt werden und damit zur 
Zeit einer kumulativen Umsatzsteuerbelastung 
von 9,59 v. H. unterliegen. Bei einer Allgebrauchs- 
lampe von 40 bis 60 W mit einem Kleinverkaufs- j 
preis von 1,10 DM beträgt die Leuchtmittelsteuer j 
11 Pf und die derzeitige Uinsatzsteuerbelastung | 
des Leuchtmittelsteueranteils 1,05 Pf. Künftig j 
wird sie bei dem Steuersatz von 10 v. H. 1,10 Pf 
und bei dem Steuersatz von 11 v. H. 1,21 Pf be- 
tragen, also 0,05 bzw. 0,16 Pf mehr. Diese Mehr- 
belastung von Bruchteilen von Pfennigen ist un- 
erheblich. 

3. Zündwaren 

Die Verbrauchsteuer auf Zündwaren beträgt 1 Pf 
für 100 Zündhölzer. Demnach ist eine Schachtel 
Zündhölzer der Marke „Haushaltsware" mit 
einer Zündwarensteuer von 0,5 Pf belastet. Die 
kumulative Umsatzsteuerbelastung beträgt we- 
gen des vierstufigen Vertriebsweges (Hersteller, 
Deutsche Zündwaren-Monopolgesellschaft, Groß- 
handel, Einzelhandel) schon heute mehr als 10 
v. H. Die Einführung der Mehrwertsteuer mit dem 


Satz von 10 v. H. wird daher zu einer niedrigeren 
Belastung sowohl der Ware als auch des in ihrem 
Werte enthaltenen Zündwarensteueranteils füh- 
ren. Bei dem Steuersatz von 11 v. H. wird sich 
die Belastung geringfügig erhöhen. 

Spielkarten 

Der Steuersatz für die gängigsten Kartenspiele 
(Skatkarten mit Blättern aus Papier) beträgt 
0,30 DM je Kartenspiel. Auch bei dieser Ware 
kann man von einem dreistufigen Vertriebsweg 
als Regelfall ausgehen. Danach beträgt die jetzige 
Belastung des Spielkartensteueranteils mit der 
Umsatzsteuer 2,88 Pf je Kartenspiel. Künftig wird 
sie bei einem Mehrwertsteuersatz von 10 v. H. 
3 Pf und bei einem Mehrwertsteuersatz von 1 1 
v. H. 3,3 Pf betragen. Sie erhöht sich demnach nur 
um Bruchteile von Pfennigen (0,12 bzw. 0,42 Pf). 
Die Mehrbelastung ist also — - bei einem Einzel- 
handelspreis eines Kartenspiels von 2 bis 3 DM 
unerheblich. 

IV. 

Branntwein, Mineralöl, Tabakwaren 
und Schaumwein 

Branntwein 

a) Trinkbranntwein unterliegt einer Branntwein- 
steuer von 1200 DM je Hektoliter Weingeist. 
Bei einem dreistufigen Vertriebsweg einer 
Spirituose ergibt sich nach geltendem Recht 
eine Umsatzsteuerbelastung (9,59 v. H.) des 
Branntweinstcueranteils von 20,14 Pf für eine 
0,7-Liter-Flasche 25°/oigen Likör und von 
30,59 Pf für eine 0,7-Liter-Flasche 38°/oigen 
Weinbrand. Die Belastungen des Branntwein- 
steueranteils werden künftig bei einem Mehr- 
wertsteuersatz von 10 v. H. auf 21 Pf bzw. 
31,9 Pf steigen, sich also um 0,86 Pf und 1,31 Pf 
erhöhen; bei einem Mehrwertsteuersatz von 
11 v. H. beträgt die Erhöhung 2,96 Pf bzw. 
4,50 Pf, die Belastung des Branntweinsteuer- 
anteils also 23,10 Pf und 35,09 Pf. 

Werden Spirituosen im Branntweineigenlager 
hergestellt und sodann über Vertriebslager 
oder über Branntweineigenlager von Groß- 
händlern abgesetzt — das sind etwa 50 °/o 
der gesamten Produktion — , dann wird die 
Branntweinsteuer erst auf der Stufe des Groß- 
handels erhoben, so daß eine Umsatzsteuer- 
belastung der Branntweinsteuer auf der Her- 
stellerstufe entfällt und die Belastung des 
Branniweinsteueranteils insgesamt nicht 9,59 
v. H., sondern 5,21 v. H. ausmacht. Der Brannt- 
weinsteueranteil einer 0,7-Liter-Flasche 25°/o- 
iger Ware ist hiernach jetzt mit 10,94 Pf, der 
einer 38°/oigen Ware mit 16,61 Pf belastet. 
Diese Beträge erhöhen sich bei einem Mehr- 
wertsteuersatz von 10 v. H. um 10,06 Pf bzw. 
15,29 Pf auf 21 Pf und 31,9 Pf; bei einem Mehr- 
wertsteuersatz von 11 v. H. um 12,16 Pf bzw. 
18,48 Pf auf 23,10 Pf und 35,09 Pf. Die künftig 
stärker ins Gewicht fallende Belastung bei 
den Waren, die über ein Branntweineigen- 


3 



Drucksache V/2250 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


lager abgesetzt werden, beseitigt lediglich die j 
jetzige Ungleichheit des Wettbewerbs zu den 
nicht über ein Branntweineigenlager auf \ 
einem dreistufigen Absatzweg vertriebenen j 
Spirituosen. j 

b) Bei weingeisthaltigen Heilmitteln (Brannt- | 
weinsteuersatz in der Regel 1200 DM je Hek- 
toliter Weingeist) wird die Mehrwertsteuer 
bei 100 ccm eines Heilmittels (75°/oig) zu einer 
Mehrbelastung des Branntweinsteueranteils j 
von 0,37 Pf bei einem Steuersatz von 10 v. H. 
und von 1,27 Pf bei einem Steuersatz von 11 
v. H. führen. 

Bei 100 ccm eines 75°/oigen Riech- und Schön- j 
heitsmittels (Branntweinsteuersatz 600 DM je | 
Hektoliter Weingeist) beträgt die Erhöhung | 
der Umsatzsteuerbelastung des Branntwein- 
steueranteils 0,18 Pf bei einem Mehrwert- 
steuersatz von 10 v. H. und 0,63 Pf bei einem 
Mehrwertsteuersatz von 11 v. H. 

Die Mehrbelastung kann in allen Fällen nicht 
als unvertretbar angesehen werden. 

2. Mineralöl 

Die Einbeziehung der Mineralölsteuer in die Be- 
messungsgrundlage der Mehrwertsteuer wird bei 
Vergaserkraftstoff an der Tankstelle zu einer 
Mehrbelastung von 2,04 Pf oder rd. 2 Pf/Liter 
führen. Beim Dieselkraftstoff wird die Mehrbe- 
lastung etwa gleich hoch sein. 

Diese Feststellung beruht auf eigenen Berech- 
nungen der Mineralölindustrie. Sie gilt bei einem 
Mehrwertsteuersatz von 10 v. H. Die Berechnung 
nach der gleichen Methode führt bei einem 
Steuersatz von 11 v. H. zu einer Mehrbelastung 
von 2,4 Pf/Liter. 

Mit einer Preiserhöhung, die der Mehrbelastung 
entspricht, muß gerechnet werden. Sie kann aber 
nicht als „nicht vertretbar" beurteilt werden. ! 
Preisschwankungen aus anderem Anlaß sind mit- 
unter viel größer, z. B. die Preiserhöhungen um 
inzwischen schon 5 Pf/Liter infolge der Nahost- 
Krise. Sie werden aber gleichwohl hingenommen. 
Umsomehr müßte eine Preiserhöhung um nur 2 
bzw. 2,4 Pf/Liter anläßlich der Umsatzsteuer- 
reform hinzunehmen sein, insbesondere wenn 
ihr, wie es nach dem Grundgedanken der Um- i 
Stellung der Fall sein müßte, auf anderen Ver- j 
brauchssektoren Entlastungen gegenüberstehen, j 

3. Tabakerzeugnisse 

A. Die Tabaksteuer wird nach dem Kleinver- 
kaufspreis der Tabakerzeugnisse bemessen. 
Zigaretten, Zigarren und Rauchtabak sind 
unterschiedlich belastet. Der folgenden Dar- 
stellung liegt die durchschnittliche Belastung 
seit der Steuererhöhung bis Juni 1967 zu- 
grunde. 

a) Zigaretten 

Die durchschnittliche Tabaksteuerbela- 
stung von lOOOZigaretten beträgt 54,80 DM. | 
Die kumulative Umsatzsteuerbelastung 
dieses Kostenelements beträgt 


beim dreistufigen 

Vertriebsweg 5,26 DM, 

beim zweistufigen 

Vertriebsweg 4,66 DM und 

bei Gewichtung 

beider Vertriebswege . . . 4,84 DM. 

Die Belastung des Kostenelements Tabak- 
steuer wird beim Mehrwertsteuersatz von 

10 v. H. 5,48 DM und beim Steuersatz von 

11 v. H. 6,03 DM betragen. 

Daraus ergibt sich eine Mehrbelastung 

beim dreistufigen Vertriebsweg 
von 0,22 DM bzw. 0,77 DM, 

beim zweistufigen Vertriebsweg 
von 0,82 DM bzw. 1,37 DM 

und 

bei Gewichtung der Vertriebswege 
von 0,64 DM bzw. 1,19 DM. 

Für 10 Zigaretten ergibt sich im Durch- 
schnitt eine Mehrbelastung 

beim dreistufigen Vertriebsweg 
von 0,22 Pf bzw. 0,77 Pf, 

beim zweistufigen Vertriebsweg 
von 0,82 Pf bzw. 1,37 Pf, 

bei Gewichtung der Vertriebswege 
von 0,64 Pf bzw. 1,19 Pf. 

b) Zigarren 

Die durchschnittliche Tabaksteuerbela- 
stung von 1000 Zigarren beträgt 47,90 DM. 
Die kumulative Umsatzsteuerbelastung 
dieses Kostenelements beträgt 


beim dreistufigen 

Vertriebsweg 4,59 DM, 

beim zweistufigen 

Vertriebsweg 4,07 DM, 

beim Vertrieb über 

Steuerlager 1,99 DM, 

bei Gewichtung der 

Vertriebswege 4,30 DM. 


Die Belastung des Kostenelements Tabak- 
steuer wird beim Mehrwertsteuersatz von 

10 v. H. 4,79 DM und beim Steuersatz von 

11 v. H. 5,27 DM betragen. 

Daraus ergibt sich eine Mehrbelastung 

beim dreistufigen Vertriebsweg 
von 0,20 DM bzw. 0,68 DM, 

beim zweistufigen Vertriebsweg 
von 0,72 DM bzw. 1,20 DM, 

bei Lieferungen über Steuerlager 
von 2,80 DM bzw. 3,28 DM 

und 

bei Gewichtung der Vertriebswege 
von 0,49 DM bzw. 0,97 DM. 

Für 10 Zigarren zum Durchschnitts- 
packungspreis von 2,50 DM ergibt sich bei 

dem allein maßgeblichen dreistufigen Ver- 
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triebsweg und einem Mehrwertsteuersatz ! 
von 10 v. H. eine durchschnittliche Mehr- | 
Belastung des Kostenelements Tabak- 
steuer von 0,2 Pf. 

c) Feinschnitt 

Feinschnitt ist durchschnittlich mit 6,82 DM 
Tabaksteuer je Kilogramm belastet, so 
daß die kumulative Umsatzsteuerbela- 
stung dieses Kostenelements 

beim dreistufigen 

Vertriebs weg 0,65 DM, 

beim zweistufigen 

Vertriebsweg 0,57 DM 

beträgt. 

Die Belastung des Kostenelements Tabak- 
steuer wird beim Mehrwertsteuersatz von 

10 v. FI. 0,68 DM und beim Steuersatz von 

11 v. H. 0,75 DM betragen. 

Daraus ergibt sich eine Mehrbelastung 
beim dreistufigen Vertriebsweg 
von 0,03 DM bzw. 0,10 DM, 

beim zweistufigen Vertriebsweg 
von 0,11 DM bzw. 0,18 DM. 

Das bedeutet, daß die allein gängige 
Packungsgröße zu 50 g im Durchschnitt 
eine Mehrbelastung des Kostenelements 
Tabaksteuer 

beim dreistufigen Vertriebsweg 
von 0,16 Pf bzw. 0,50 Pf, 

beim zweistufigen Vertriebsweg 
von 0,56 Pf bzw. 0,90 Pf 
zu tragen haben wird. 

d) Pfeifentabak 

Pfeifentabak ist durchschnittlich mit 
5,17 DM Tabaksteuer je Kilogramm be- 
lastet, so daß die kumulative Umsatz- 
steuerbelastung dieses Kostenelements 
beim dreistufigen 

Vertriebsweg 0,49 DM, 

beim zweistufigen 

Vertriebsweg 0,43 DM 

beträgt. 

Die Belastung des Kostenelements Tabak- 
steuer wird beim Mehrwertsteuersatz von 

10 v. H. 0,52 DM und beim Steuersatz von 

11 v. H. 0,57 DM betragen. Die Mehrbela- 
stung, die sich daraus für die beiden 
Mehrwertsteuersätze ergibt, wird 

beim dreistufigen Vertriebsweg 
0,03 DM bzw. 0,08 DM, 

beim zweistufigen Vertriebsweg 
0,09 DM bzw. 0,14 DM 
betragen. Für die Packungsgröße zu 50 g 
entspricht das im Durchschnitt einer Mehr- 
belastung 

beim dreistufigen Vertriebsweg 
von 0,15 Pf bzw. 0,40 Pf, 
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beim zweistufigen Vertriebsweg von 
0,45 Pf bzw. 0,70 Pf 

je Packungseinheit. 

B. Die Mehrbelastung, die sich bei Mehrwert- 
steuersätzen von 10 und 11 v. IT ergibt, hält 
sich bei allen Tabak erzeugnissen in vertret- 
baren Grenzen, weil sie bei den gebräuch- 
lichsten Packungseinheiten nur Bruchteile von 
Pfennigen ausmacht. 

Ein Teil der Mehrbelastungen wird zudem 
durch Zollentlastungen des Rohtabaks aus- 
geglichen, die zum 1. Januar und zum 1. Juli 
1968 eintreten. Das Maß dieser Entlastungen 
ist für über 90 v. H. der Zigaretten geprüft 
worden. Dabei hat sich ergeben, daß 1000 
Zigaretten vom 1. Januar 1968 ab etwa 
18,35 Pf und vom 1. Juli 1968 ab weitere 
5,45 Pf Rohtabakzoll weniger zu tragen haben 
werden. Auf 10 Zigaretten bezogen entspricht 
das einer Entlastung zum 1. Januar 1968 um 
etwa 0,18 Pf, so daß von der Mehrbelastung 
durch die Mehrwertsteuer des für die Beur- 
teilung allein maßgeblichen dreistufigen Ver- 
triebsweges in diesem Zeitpunkt nur 0,04 Pf 
nicht ausgeglichen werden. 

Wegen des Verwaltungsaufwandes, den die 
Prüfung der Zollentlastung erfordert, konnte 
das Maß der Entlastung nicht für alle Tabak- 
erzeugnisse geprüft werden. Da die deutsche 
Tabakindustrie rund 90 v. II. ihres Rohtabak- 
bedarfs durch Einfuhren deckt, kann aber 
davon ausgegangen werden, daß auch bei 
anderen Tabakerzeugnissen fühlbare Zoll- 
entlastungcn eintreten. 

C. Die Bemessung der Tabaksteuer nach den 
Kleinverkaufspreisen führt dazu, daß sich bei 
einer Erhöhung der Umsatzsteuer und der 
Überwälzung der Umsatzsteuer auf die Ver- 
braucher auch die Tabaksteuerbelastung er- 
höht. Die erhöhte Tabaksteuer hätte eine 
Erhöhung des Entgelts und damit zusätzlich 
der Mehrwertsteuerbelastung zur Folge. Es 
wird zur Zeit geprüft, ob diese unerwünschte 
Kumulativwirkung dadurch beseitigt werden 
kann, daß statt des Kleinverkaufspreises das 
Einzelhandelsentgelt im Sinne von § 10 des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) der 
Bemessung der Tabaksteuer zugrunde gelegt 
wird. Die Prüfung — auch bezüglich der Wir- 
kungen einer solchen Regelung auf den Bun- 
deshaushalt — konnte noch nicht abgeschlos- 
sen werden. 

4. Schaumwein 

Hier liegt ein Sonderproblem vor. Die Schaum- 
weinsteuer, die für Schaumwein 1,50 DM und für 
schaumweinähnliche Getränke 0,30 DM je ganze 
Flasche (0,75 1) beträgt, gilt nach § 11 Abs. 2 
des Schaumweinsteuergesetzes nicht als Entgelt, 
im Sinne des Umsatzsteuergesetzes. Diese Vor- 
schrift ist durch § 31 Abs. 1 Nr. 6 des Mehrwert- 
steuergesetzes mit Wirkung vom 1. Januar 1968 
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aufgehoben worden. Danach wird die Schaum- 
weinsteuer künftig in die Bemossungsgrundlage 
der Mehrwertsteuer einbezogen werden. Daraus 
ergibt sich bei einem Steuersatz von 10 v. H. 
eine Mehrbelastung von 15 Pf je Flasche für 
Schaumwein und von 3 Pf je Flasche für schaum- 
weinähnliche Getränke. Bei einem Steuersatz 
von 11 v. H. beträgt die Mehrbelastung 16,5 Pf 
für Schaumwein und 3,3 Pf für schaumweinähn- 
liche Getränke. Diese Mehrbelastungen sind in 
Anbetracht der Tatsache, daß es sich bei Schaum- 
wein um eine Ware des gehobenen Lebens- 
bedarfs handelt, dem auch im Bewußtsein der 
Bevölkerung immer noch ein gewisser Luxus- 
charakter anhaftet, nach Meinung der Bundes- 
regierung nicht so hoch, daß sie zu einer Ent- 
lastung bei der Schaumweinsteuer führen 
müßten. 
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